
Bundessozialgericht

— 5 RJ 14/75 —

Verkündet am
50. Oktober 4974

Amtsinspektor
als Urk.Beamter
der Gesch.8telle

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit
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Kläger und Revisionskläger,

—Prozeßbevollmächtigtez .... ..... ‚.. ............. .—

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 30. Oktober 1974 durch

den Vorsitzenden Richter Dr. D a p p r i c h ,
die Richter 8 c h r 6 d e r und M a y
und die ehrenamtlichen Richter M e y e r
und D ü n g e l h o f f

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Landessozialgerichts für das Land Nordrhein—

Westfalen vom 25. September 1972 aufgehoben; der

Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung an
dieses Gericht zurückverwiesen.
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Die Beteiligten streiten darüber, ob der Kläger gegen die
Beklagte einen Anspruch auf Versichertenrente wegen Be-

rufsunfähigkeit nach @ 4246 der Reichsversicherungsord—

nung (EVO) hat.

Der Kläger hat den erlernten Beruf eines Maschinen—

schlossers im Jahre 4970 aus gesundheitlichen Gründen

aufgegeben und danach als Magazinarbeiter gearbeitet. Die

Beklagte lehnte den am 25. Januar 1970 gestellten Renten-

antrag mit Bescheid vom 27. August 4970 ab, weil der Klä—

ger nach den vorliegenden Gutachten noch fähig sei,

leichte bis mittelschwere Arbeiten ganztägig zu ver—
richten, so daß er weder erwerbsunfähig noch berufsun—

fähig sei.

Das Sozialgericht (SG) hat weiteren Beweis erhoben und

die Beklagte am 45. April 1972 unter Aufhebung ihres Be—

scheides vom 27. August 4970 verurteilt, dem Kläger für

die Zeit vom 1. Februar 1970 an eine Rente wegen Berufs—

unfähigkeit zu gewähren und darüber einen Bescheid zu
erteilen. Auf die Berufung der Beklagten hat'das Landes—

sozialgericht (LSG) dieses Urteil am 25. November 1972

geändert und die Klage abgewiesen. Zur Begründung hat

es im wesentlichen ausgeführt, der Kläger sei nicht be—

rufsunfähig. Er könne noch leichte bis mittelschwere
Arbeiten ganztägig verrichten, die wahlweise im Sitzen,

Stehen oder Umhergehen in geschlossenen und temperier—

ten Räumen vérrichtet würden. Bei leichten Arbeiten sei

nur das ständige Stehen ausgeschlossen. In Handwerks—
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betrieben fielen solche Tätigkeiten, die diesen Einschrän—

kungen gerecht werden, zwar nicht an. Dem Senat sei jedoch

aus zahlreichen Beweisaufnahmen bekannt, daß Schlosser

in der Industrie mit leichten Arbeiten, die auch vor—

wiegend im Sitzen zu verrichten seien, beschäftigt würden,

so z.B. Maßkontrollen, Funktionskontrollen und Endmon-

tagen. Arbeitsplätze dieser Art seien in beachtlichen

Umfang auf dem Arbeitsmarkt vorhanden.

Der Kläger hat dieses Urteil mit der — vom LSG nicht

zugelassenen — Revision angefochten. Er ist der Ansicht,

die Revision sei nach 5 462 Abs. 4 Nr. 2 des Sozialge—
richtsgesetzcs (SGG) statthaft. Das Verfahren des LSG

leide an einem wesentlichen Mangel. Das LSG habe im Ur-

teil ausgeführt, aus zahlreichen Beweisaufnahmen sei ihm

bekannt, daß Schlosser in der Industrie auch mit leichten

Arbeiten, die vorwiegend im Sitzen zu verrichten seien,

beschäftigt würden. Das möge zwar richtig sein; das LSG

habe aber diese gerichtskundige Tatsache nicht zum Gegen-

stand der mündlichen Verhandlung gemacht, wie dies erforder—
lich sei. Wenn das Gericht eine Tatsache als gerichts—

kundig ansehe, so müsse es die Beteiligten darauf hin-

weisen. Dabei genüge es nicht, nur zu sagen, was das Ge—

richt als festgestellt ansehen wolle; vielmehr müsse das

Gericht auch unmißverständlich deutlich machen, daß die
festgestellte Tatsache gerichtsbekannt sei.

Der Kläger beantragt,

unter Aufhebung der angefochtenen Entscheidung

die Berufung der Beklagten gegen das Urteil

des Sozialgerichts Detmold vom 45. April 1972
zurückzuweisen;
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hilfsweise,

die Sache zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das LSG zurückzuverweisen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zu verwerfen.

Sie ist der Ansicht, die Revision des Klägers sei un—
statthaft. Das Verfahren des LSG leide nicht an einem

wesentlichen Mangel. Der Kläger habe Gelegenheit genug
gehabt, sich zu der vom LSG gegebenen Begründung zu
äußern. Im Urteil erster Instanz sei bereits ausgeführt,

daß es dem Gericht bekannt sei, daß es auch leichte

Schlosserarbeiten gebe, die im Sitzen zu verrichten seien.

Auch in der Berufungsbegründung der Beklagten sei unter

Bezeichnung der Rechtsprechung des LSG vorgetragen wor-
den, welche Arbeiten es für einen Schlosser und Maschi—

nenschlosser gebe und daß dies gerichtsbekannt sei.

II

Die vom LSG nicht zugelassene Revision des Klägers ist
nach a 162 Abs. 4 Nr. 2 SGG statthaft, denn das Berufungs—

verfahren leidet an einem vom Kläger gerügten wesentli—

chen Mangel.

Der Kläger rügt mit Recht, das LSG habe den 3 128 Abs.2

SGG verletzt. Das Berufungsgericht hat im angefochtenen

Urteil ausgeführt, ihm sei aus zahlreichen Beweisauf-
nahmen bekannt, daß Schlosser in der Industrie mit

näher bezeichneten leichten Arbeiten, die auch vorwie-
gend im Sitzen zu verrichten seien, beschäftigt werden.
Zwar ist grundsätzlich nichts dagegen einzuwenden, wenn
das Tatsachengeribht entweder die in einem anderen Ver—

fahren erhobenen Beweise selbst oder aber das Ergebnis
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der Beweisaufnahme als gerichtskundig in das Verfahren

einführt. Nach 3 428 Abs. 2 SGGmüssen die Beteiligten
aber Gelegenheit haben, dazu Stellung zu nehmen. Das

set2t voraus, daß das Tatsachengericht zu erkennen gibt,

daß es die in einem anderen Verfahren erhobenen Beweise

oder das Ergebnis dieser Beweisaufnahmen als gerichte-

kundig in dieses Verfahren einführen will. Nur dann haben

die Beteiligten Gelegenheit, sieh dazu zu äußern. Das ist

so im.vorliegenden Fall, in welchem die Gerichtskundig—

keit an die Stelle einer an sich durchzuführenden beson—

deren Beweisaufnahme tritt. Die den Beteiligten nicht

mitgeteilte Gerichtskundigkeit einer Tatsache kann im

Urteil erst dann verwertet werden, wenn die Beteiligten

vorher darauf hingewiesen werden sind und Gelegenheit

hatten, dazu Stellung zu nehmen (vgl. hierzu BSG 22, 49,
20; SozR Nr. 94 zu € 428 SGG). Daran ändert auch der Um—
stand nichts, daß sowohl das SG als auch die Beklagte auf

die vom LSG als gerichtskundig angesehene Tatsache hin-
gewiesen hatten. Dieser Hinweis durch andere als das er—
kennende Tatsachengericht läßt für die Beteiligten noch
nicht erkennen, daß auch dieses Gericht die Tatsache als

gerichtskundig ansehen und in das Verfahren einführen

will.

Das angefochtene Urteil beruht auch auf diesem vom Kläger

gerügten wesentlichen Verfahrensmangel. Der ursächliche

Zusammenhang zwischen der Verletzung verfahrensrechtlicher

Vorschriften und der Entscheidung im Sinne des S 462
Abs. 2 SGG ist schon dann gegeben, wenn die Möglichkeit

besteht, daß das LSG bei richtiger Anwendung der ver—
fahrenrechtlichen Vorschriften anders entschieden hätte

{vgl. SozR Nr. 29 zu $ 462 SGG). Die danach ausreichende

Möglichkeit einer anderen Entscheidung kann im vorliegen-

den Fallenicht verneint werden. Es kann nicht ausgeschlos—
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sen werden, daß der Kläger das LSG durch seinen Vor—

trag oder entsprechende Anträge dazu veranläßt hätte,

anders zu entscheiden oder jedenfalls weitere Beweise

zu erheben, wenn ihm Gelegenheit gegeben worden wäre,

zu der vom LSG als gerichtskundig angesehenen Tatsache

Stellung zu nehmen.

Durch die Verletzung des 5 128 Abs._2 SGG, der gleich—

zeitig eine Verletzung des 5 62 SGG_unddes Art. 105

Abs. 4 des Grundgesetzes (GG) enthält, ist den Tat—
sachenfeststellungen des LSG die Grundlage entzogen.

Da der Senat die fehlenden Tatsachenfeststellungen

nicht nachholen kann, hat er das angefochtene Urteil

aufgehoben und den Rechtsstreit zur erneuten Verhand—
lung und Entscheidung an das LSG zurückverwiesen.

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil

vorbehalten.
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